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Einführung

Das UVPG aus dem Jahre 1990 wurde
im Jahre 2001 umfassend geändert
und erweitert und liegt seit Mitte

2005 in einer Neufassung vor. Der vorsor-
gende und integrative Ansatz des UVPG hat-
te in der Fachöffentlichkeit zunächst hohe
Erwartungen ausgelöst. Nach ersten Praxis-
erfahrungen gab es jedoch auch zunehmend
kritische Stimmen, wonach die Steuerungs-
beiträge der UVP eher gering seien (u. a.
Hien 1997), die UVP zu Verzögerungen bei
Zulassungsverfahren führe und unverhältnis-
mäßige Kosten verursache (zu Gründen für
diese Defizite vgl. u. a. Bechmann 2003, zu
Deregulierungsbestrebungen beispielhaft
DIHK 2006). Dem wird entgegengehalten,
dass gerade die frühzeitige und systemati-
sche Prüfung möglicher Umweltauswirkun-
gen Fehlentscheidungen reduziere und damit
Nutzen stiftend nicht nur für die Umwelt wir-
ke (vgl. u. a. EU-Kommission 2003).
Vor diesem Hintergrund sowie angeregt
durch Forschungsaktivitäten in Deutschland
(u. a. Schröck 1999, Wende 2001) und in den
Nachbarstaaten (siehe etwa Sager et al. 2004
für die Schweiz sowie Klaffl et al. 2006 für
Österreich) vergab das Umweltbundesamt
Ende 2005 an die Sonderforschungsgruppe
Institutionenanalyse (sofia) der Hochschule
Darmstadt in Zusammenarbeit mit den Uni-
versitäten Kassel und Göttingen den For-
schungsauftrag „Evaluation des UVPG des
Bundes“. Ziel der Untersuchung ist es, die
Auswirkungen des Instruments UVP auf den
Vollzug bzw. die Durchführung von Zulas-
sungsverfahren zu ermitteln und zu bewer-
ten, Schwachstellen zu identifizieren und
Verbesserungsmaßnahmen für einen effekti-
ven und effizienten Vollzug zu entwickeln.
Dazu wird folgenden Forschungsfragen
nachgegangen: Welcher Nutzen und welcher
Aufwand sind mit der UVP verbunden? Wel-
che Defizite und positiven Effekte sind im
Hinblick auf die UVP feststellbar und worauf
sind diese zurückzuführen? Welchen Anrei-
zen unterliegen die Projektbeteiligten, den

Anforderungen der UVP tatsächlich gerecht
zu werden? Welche Modifikationen sind hin-
sichtlich der rechtlichen Ausgestaltung
und/oder der Vollzugspraxis zu empfehlen?
Das Projekt untergliedert sich in zwei Pha-
sen: Als Ergebnis von Phase 1 wurde im Sep-
tember 2006 eine Machbarkeitsstudie mit
dem Erhebungskonzept für die UVP-Eva-
luierung vorgelegt, deren Eckpunkte dieser
Beitrag vorstellt. In Phase 2 erfolgt die ei-
gentliche Durchführung der Evaluierung des
UVPG, die nicht nur eine Auswertung zahl-
reicher UVP-Akten, sondern auch die zu-
gehörigen Akteure wie Behördenmitarbeiter,
Umweltverbände und Antragsteller umfasst. 

Methodik der Untersuchung

Kern der Evaluation sind empirische Unter-
suchungen. Die durchzuführenden Untersu-
chungen beziehen sich auf einen Zeitraum
von sechs Jahren von 1999 bis 2005. Da in
Deutschland keine flächendeckende UVP-
Dokumentation existiert, aus der eine reprä-
sentative Stichprobe zu ziehen wäre, liegt
dem Untersuchungskonzept ein vierstufiges

Kaskadenmodell zugrunde: Die erste Ebene
verschafft einen groben Gesamtüberblick
über den Datenbestand zur UVP bei den
Ländern. Auf der zweiten Ebene werden Un-
tersuchungsregionen ausgewählt, innerhalb
derer eine Vollerhebung sämtlicher UVP-
Verfahren erfolgt. Auf der dritten Ebene wer-
den 100 Fallstudien standardisiert unter-
sucht. Auf der vierten Ebene werden schließ-
lich ca. 25 Fallstudien einer vertieften Analy-
se unterzogen (Abbildung 1).
Im Mittelpunkt der Evaluation steht eine
Nutzen-Kosten-Betrachtung. Um dem Um-
stand Rechnung zu tragen, dass das Gelingen
von UVPen maßgeblich von dem Verhalten
der beteiligten Akteure abhängt, wendet der
Forschungsverbund den von sofia entwickel-
ten Ansatz der interdisziplinären Institutio-
nenanalyse (siehe ausführlich Bizer et al.
2002 und Führ et al. 2007) an. Dabei wird
mittels einer „Delta“-Analyse überprüft, wel-
che Differenzen zwischen den gesetzlich ge-
forderten Verhaltensbeiträgen der Norm-
adressaten zur UVP auf der einen Seite und
deren tatsächlichen Verhaltensbeiträgen auf
der anderen Seite bestehen. Dies erlaubt die
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gezielte Erarbeitung von Empfehlungen, die
adressatenspezifisch Lenkungsdefizite behe-
ben können. 
Dieser Ansatz stellt eine verhaltenstheore-
tisch begründete Form der retrospektiven
Gesetzesfolgenabschätzung dar (siehe
Böhret & Konzendorf 2001). Zentrales Prüf-
kriterium ist dabei der Zielerreichungsgrad,
der den Nutzen bzw. die Defizite der geplan-
ten Auswirkungen des Gesetzes widerspie-
gelt (Abbildung 2). Die Kosten werden in
Form des Aufwands für die vorgesehene
Durchführung der UVP betrachtet und dem
festgestellten Nutzen zur Ermittlung der Ef-
fizienz der UVP gegenübergestellt. Nebenef-
fekte können hier einen erheblichen Einfluss
haben, wie bspw. die Sensibilisierung der
Öffentlichkeit für Umweltbelange (positiv)
oder das Unterlaufen der UVP-Pflicht durch
Vorhaben-Splitting (negativ). Das Auftreten
solcher Nebeneffekte soll zur Einschätzung
ihrer Häufigkeit und generellen Auswirkun-
gen auf die UVP begleitend zu den Fallstudi-
en auf der dritten Ebene abgefragt werden.
Außerdem wird die Wirksamkeit der UVP
durch die Anreizsituationen der Projektbetei-
ligten, die Akzeptanz und die Praktikabilität
des UVPG mitbestimmt. Auch weitere Fak-
toren aus dem Regelungsumfeld bzw. davon
unabhängige können von Bedeutung sein.
Diese weiteren Aspekte werden im Rahmen
der Vertiefungsfallstudien auf der vierten
Ebene detaillierter erhoben.

Erhebungskonzept

Ebene 1: Gesamtüberblick 
„UVP-Verfahren in Deutschland“
Auf dieser Ebene war zu klären, in welcher
Weise in den Bundesländern Daten zum
Vollzug des UVPG vorliegen, wie die Zu-
ständigkeitsstrukturen aussehen und welche
Merkmale bei der Datenerfassung zu UVP-
pflichtigen Verfahren erhoben werden. Die
einzigen bisher vorliegenden bundesweiten
Daten von Wende (2001) konnten lediglich
als grober Anhaltspunkt dienen, da die Anga-
ben einzelner Bundesländer von Wende
selbst als „wenig schätzungssicher“ einge-
stuft wurden und auf zusätzlichen Gesamt-

schätzungen basierten (Wende 2001: 99) und
lediglich den Zeitraum bis 1997 abdecken. In
Anbetracht der vielfältigen Probleme mit der
Datenverfügbarkeit ging es nicht nur darum,
Daten zur Grundgesamtheit zu erheben, son-
dern auch im Einzelnen festzustellen, wo und
mit welchem Aufwand sowie mit welcher
Aussagekraft Daten zu UVP-Verfahren ge-
wonnen bzw. generiert werden können, wel-
che zusätzlichen Methoden der indirekten
Erhebung und Aufbereitung von Datenbe-

ständen bestehen und ggf. mit welchem Auf-
wand dies jeweils verbunden ist. 
In einer empirischen Analyse wurden bun-
desweit Länderdaten zu UVP-Verfahren –
soweit vorhanden – abgefragt, nach Merk-
malsdifferenzierungen untersucht und ausge-
wertet. Dazu erfolgte eine gezielte Abfrage
bei den Ministerien bzw. Zulassungsbehör-
den, die aufgrund des geringen Datenrück-
laufs auch auf Umweltverbände ausgedehnt
wurde. Die Dokumentation der Erhebung er-
folgte nach Bundesländern getrennt in einer
EDV-gestützten „Erhebungsmatrix“, um den
Stand im Einzelnen zu dokumentieren. 
Ergebnis ist, dass derzeit keine belastbaren
Angaben zur Grundgesamtheit der in
Deutschland durchgeführten UVP-Verfahren
und deren Aufteilung auf einzelne Vorhaben-
und Anlagentypen existieren. Es ist zwar ge-
lungen, auf verschiedenen Zugangswegen
Daten zu gewinnen, allerdings lässt sich dar-
aus bestenfalls mittelbar auf die Grundge-
samtheit für Deutschland schließen, eine
vollständige Erhebung ist nicht möglich. Er-
gänzend wurden daher Erhebungsansätze
konzipiert, die auf der Basis amtlicher Ver-
öffentlichungsorgane (z. B. Staatsanzeiger
Hessen) versuchen, ein wenigstens nähe-
rungsweise vollständiges Bild für einzelne
Bundesländer bzw. Regionen zu generieren. 
Die Ergebnisse dieser Ebene liefern somit
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Abb. 1: Kaskadenmodell

Abb. 2: Wirkungsmodell für die zu berücksichtigenden Prüfkriterien



wichtige „Mosaiksteine“ für die Abschät-
zung der Grundgesamtheit, indem sie für ei-
nige Teilgebiete einen belastbaren Überblick
bieten. Damit stellen sie eine Grundlage dar,
anhand derer – zusammen mit den Daten der
Erhebungen auf der Ebene 2 – wichtige An-
haltspunkte für die Regionenauswahl gewon-
nen werden.

Ebene 2: Auswahl und Untersuchung 
einzelner Regionen
Ziel der Ebene 2 ist zum einen die Festle-
gung der zu untersuchenden Regionen, in de-
nen eine Vollerhebung der Grundgesamtheit
aller UVP-Verfahren vorgenommen wird
und aus denen die Untersuchungsfälle als
Zufallsstichprobe gezogen werden. Zum an-
deren sind auf dieser Ebene Untersuchungen
inhaltlicher Art zu strukturellen, in der Regel
landesweit geltenden Merkmalen vorgese-
hen. 
Aufgrund der bisherigen Forschungsergeb-
nisse wurde in der Machbarkeitsstudie eine
gezielte, merkmalsgestützte Regionenaus-
wahl gegenüber einer Stichprobenziehung
aus dem gesamten Bundesgebiet bevorzugt.
Die Merkmale sollen die Gesamtheit der Re-
gionen in der Bundesrepublik Deutschland
möglichst breit abbilden. Die Region als Un-
tersuchungseinheit wird an die Begrifflich-
keiten der Raumordnung angelehnt. Inner-
halb dieser Regionen ist es möglich, die
Grundgesamtheit zu erfassen und damit re-
präsentative Stichproben an UVP-Fällen zu
ziehen. Auf diese Weise sind repräsentative
Aussagen zur Durchführung und Wirkung
der UVP für diese Regionen zu gewinnen.
Für die nicht untersuchten Gebiete sollen
über die Auswahlmerkmale Möglichkeiten
zur vorsichtigen Übertragung der Ergebnisse
eruiert werden. Eine Hochrechnung der Er-
gebnisse aus den Regionen auf das gesamte
Bundesgebiet ist jedoch nicht möglich.
Die Auswahl von Bundesländern wurde über
landesweite Differenzierungsmerkmale vor-
genommen, die einen Einfluss auf die An-
zahl und Durchführung von UVP-Verfahren
erwarten lassen. Zu diesen gehören bei-
spielsweise die Landesgesetzgebung zur
UVP, die Größe und Bevölkerungszahl der
Bundesländer, die Berücksichtigung von
Stadt- und Flächenstaaten, Raumstrukturka-
tegorien oder auch der Verwaltungsaufbau
(Zwei- oder Dreistufigkeit). Die anhand die-
ser Merkmale ausgewählten sechs Bundes-
länder sind Bayern (alternativ Baden-Würt-
temberg oder Niedersachsen), Bremen, Hes-
sen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen und Sachsen (alternativ Sachsen-
Anhalt oder Thüringen). Die Anzahl von
sechs Regionen wird dabei als ausgewogener
Kompromiss zwischen der Differenziertheit
und dem Repräsentativitätsgrad der Ergeb-
nisse sowie dem leistbaren Erhebungsauf-
wand angesehen. In der anstehenden Haupt-
phase des Projekts werden konkrete Regio-
nen in den benannten Bundesländern ausge-
wählt. 
Die inhaltlichen (fallunabhängigen) Untersu-
chungen auf Regions- bzw. Landesebene be-

ziehen sich auf strukturelle Merkmale und
Besonderheiten der einzelnen Bundesländer,
etwa im Hinblick auf institutionelle und or-
ganisatorische Rahmenbedingungen (z. B.
Beratungs- oder Dokumentationsstellen,
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zur
UVP, ökonomische Aspekte). Dies soll dazu
dienen, Ursachen für die Leistungsfähigkeit
bzw. Defizite der durchgeführten UVPen
herauszufiltern. Die Ergebnisse sind insbe-
sondere für die Verbesserungsvorschläge
zum UVPG und zum Vollzug von Bedeu-
tung.

Ebene 3: Nutzen-Kosten-Erhebung 
und -Analyse
Ebene 3 untersucht im Rahmen einer Nut-
zen-Kosten-Betrachtung die ausgewählten
100 UVP-Fälle. Diese sollen im Rahmen ei-
ner geschichteten Zufallsstichprobe ermittelt
werden, wobei als Schichtungsmerkmal die
Häufigkeit der durchgeführten UVP-Verfah-
ren eines Vorhabentyps bzw. von Vorhaben-
typengruppen in der einzelnen Region dient.
Ziel der Nutzen-Kosten-Betrachtung ist kei-
ne genaue Monetarisierung des Nutzens und
der Kosten; Aufgabe dieser Ebene ist es viel-
mehr, qualitative Aussagen zu gewinnen, um
den Beitrag einzelner Phasen der UVP auf
die Qualität der UVP insgesamt zu beziehen
und dies in ein Verhältnis zum erfolgten Auf-
wand zu stellen. 
Zur Operationalisierung des Zielerrei-
chungsgrads wurden zunächst die normati-
ven Steuerungsziele des UVPG definiert, ab-
geleitet aus dem Gesetzestext und den EU-
Richtlinien. Der Schwerpunkt der Untersu-
chung liegt auf den umweltbezogenen Zie-
len. Um die Wirksamkeit des UVPG dahin-
gehend feststellen zu können, werden ver-
schiedene Untersuchungsansätze gewählt.
Einerseits soll jeweils der Gesamtnutzen der
UVP ermittelt werden, wobei zwischen der
formellen und der materiellen Zielerreichung
unterschieden wird: Formell ist sie gegeben,
wenn die entscheidungsrelevanten und
berücksichtigungsfähigen Umweltaspekte
des Vorhabens ermittelt, beschrieben, bewer-
tet und in der Entscheidung (zumindest „for-
mell“, also in Form einer sachgerechten Aus-
einandersetzung mit der jeweiligen Thema-
tik) berücksichtigt wurden. Materiell schlägt
sie sich in der Gesamtheit der getroffenen
Vorkehrungen zur Vermeidung und Vermin-
derung sowie zur Kompensation von erhebli-
chen negativen Umweltauswirkungen und ei-
ner dahingehenden Ausgestaltung des Vorha-
bens nieder. 
Darüber hinaus werden die einzelnen Verfah-
rensschritte bzw. Stationen der UVP hin-
sichtlich ihres (formellen) Zielerreichungs-
grads differenziert betrachtet  So wurden für
jeden Verfahrensschritt die Teilziele erarbei-
tet und aus den rechtlichen Anforderungen
(UVPG, UVPVwV etc.) Kriterien bzw. Indi-
katoren entwickelt, die das Erreichen dieses
Teilziels anzeigen können. Sie werden ab-
hängig von der Untersuchungsebene des
Kaskadenmodells (standardisierte oder ver-
tiefte Fallstudien) nach den Verhaltensbeiträ-

gen der einzelnen Akteure differenziert. Ein
Vergleich der erwarteten (Soll) und der
tatsächlichen (Ist) Ausgestaltung der Statio-
nen ergibt das Delta, das die Abweichung
vom Zielerreichungsgrad anzeigt. Über eine
Aggregation (nicht reine Addition) der Ein-
zelkriterien wird letztlich der Zielerrei-
chungsgrad der Einzelstationen sowie der
formelle Gesamtnutzen der UVP beurteilt. In
ähnlicher Vorgehensweise wird ein Erhe-
bungs- und Beurteilungsschema für den ma-
teriellen Gesamtnutzen abgeleitet, das sich
mit der Vorhabenausgestaltung vor und
während des Zulassungsverfahrens ausein-
andersetzt. Auch die weiteren Ziele des
UVPG werden auf diese Weise operationali-
siert. Die Erhebungen erfolgen durch Akten-
studium und Befragungen (standardisiert
und individuell-explorativ). 
Ein weiterer Untersuchungsschritt ist die Er-
hebung der wahrgenommen Qualität der
UVP sowohl insgesamt als auch zu den ein-
zelnen Stationen der UVP, die durch Befra-
gung der beteiligten Akteure erhoben wird.
Dieser Ansatz liefert eine gesamthafte Be-
wertung der Effizienz der UVP durch die
Normadressaten des UVPG, sowohl insge-
samt als auch spezifisch für einzelne Ak-
teursgruppen. Ebenfalls durch Akteursbefra-
gungen werden die Kosten der UVP zu den
einzelnen Stationen in Form der aufge-
wendeten Arbeitszeit erhoben. Die Kostener-
hebung erfolgt also auf der Basis des für die
beteiligten Akteure im jeweiligen Zulas-
sungsverfahren entstehenden Bearbeitungs-
aufwands für die UVP. Nicht betrachtet wer-
den hier beispielsweise Folgekosten für die
Realisierung des Vorhabens durch Modifika-
tionen oder Auflagen. 
Für die Nutzen-Kosten-Betrachtung werden
die tatsächliche und die wahrgenommene
Qualität einer UVP zu den damit verbunde-
nen Kosten ins Verhältnis gesetzt. Daraus er-
geben sich schließlich vergleichende Aussa-
gen zu den UVP-Stationen sowie zu der Ge-
samteinschätzung. Durch diese empirisch
gewonnenen Aussagen können die Stärken
und Schwächen der UVP identifiziert wer-
den. Auf der Basis der vorgenommenen Un-
tersuchungen und angeleitet durch die auf
dieser Ebene gewonnenen Hypothesen er-
folgt die Auswahl der Fallstudien auf Ebene
4, die sich an der Einordnung von UVP-Ver-
fahren mit hoher bzw. niedriger Effizienz
orientiert. 
Zudem finden auf dieser Ebene fallbezogene
Untersuchungen zu Rahmenbedingungen
und Einzelaspekten von UVPen statt, um Ur-
sachen für Ergebnisse der Nutzen-Kosten-
Analyse ausfindig zu machen. Auch diese
Ergebnisse wirken sich auf die Empfehlun-
gen des Forschungsprojekts aus. 

Ebene 4: Vertiefende Fallstudien 
zur Ursachenforschung 
Ziel der Ebene 4 des Kaskadenmodells ist ei-
ne vertiefte Ursachenforschung. Die metho-
dische Grundlage bildet dabei die Institutio-
nenanalyse. Durch die Vorgehensweise mit-
tels Kaskadenmodell gelingt es dabei, die
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Vorteile einer relativ breiten Fallbasis von
Ebene 3 mit einer genaueren Betrachtung
von komplexen Meinungs- und Entschei-
dungsbildungsprozessen auf Ebene 4 zu
kombinieren, wobei Kausalzusammenhänge
in Bezug auf die einzelnen Stationen erfasst
und in akteurs- und verfahrensspezifische
Empfehlungen überführt werden können.
Ebene 4 erlaubt eine intensive – und auf den
Ergebnissen der vorangegangenen Ebenen
aufbauende – Befragung verschiedener Ak-
teursgruppen einer UVP, durch die genauer
geklärt werden kann, warum es zu bestimm-
ten Ergebnissen auf Ebene 3 der Untersu-
chung gekommen ist. 
Grundlage der Untersuchung auf dieser Ebe-
ne ist die Erstellung eines „Analyserasters“,
wobei für jede Gruppe von Akteuren vorab
Annahmen zu treffen sind, die ihre Anreiz-
und Hemmnissituation kennzeichnen. Dabei
fließt ein, dass die Akteure eines UVP-Ver-
fahrens unterschiedliche Interessen verfol-
gen und auch in spezifischer Weise durch ih-
re berufliche Herkunft und Erfahrung ge-
prägt sind. Daraus können sich typische
Wahrnehmungsraster und kognitive Grenzen
ergeben. Auch ist zu berücksichtigen, dass
die Akteure in jeweils unterschiedlichen ins-
titutionellen und organisatorischen Kontex-
ten agieren. An die einzelnen Akteursgrup-
pen werden daneben „normative Verhaltens-
erwartungen“ gestellt, die das UVPG für die
einzelnen „Stationen“ der UVP formuliert.
Auf diese Weise entsteht ein differenziertes
Analyseraster. Es erlaubt, die motivationel-
len Defizite sowie die jeweils wirksamen
Hemmnisse sowohl den Akteuren als auch
der Handlungssituation der einzelnen „Sta-
tionen“ zuzuordnen. Damit liefert es zu-
gleich die Grundlage für Optimierungsmög-
lichkeiten auf gesetzlicher Ebene sowie
durch ergänzende institutionelle Arrange-
ments.
Neben der Analyse der akteursbezogenen
Komponenten bei der Untersuchung der Ur-
sachen ist auch eine intensive Auseinander-
setzung mit den wirkungslimitierenden und 
-fördernden Faktoren vorzunehmen, die zu-
sätzlich Einfluss auf die Wirksamkeit der
UVP haben können. Hierbei ist vor allem
von Bedeutung, ob bestimmte auf Ebene 3
festgestellte Stärken und Schwächen tatsäch-
lich auf die Wirkungsweise der UVP zurück-
zuführen sind oder ob es hierfür andere Ur-
sachen gibt. Dies können beispielsweise
Aspekte des Regelungsumfelds wie beste-
hende spezielle rechtliche Vorgaben im je-
weiligen Bundesland sein. Außerdem können
hier auch mit der UVP zusammenhängende
Gesichtspunkte, die über die bisherigen
rechtlichen Regelungen hinausgehen, wie die
Kontrolle der Umsetzung des Vorhabens hin-
sichtlich festgelegter Auflagen und das Mo-
nitoring der tatsächlich eintretenden Auswir-
kungen auf die Umwelt, eine Rolle spielen. 

Bisherige Ergebnisse und Ausblick 

Das entwickelte Evaluierungskonzept wurde
in sechs Pretests auf seine Praxistauglichkeit

überprüft. Hierbei wurden insbesondere der
Evaluationsbogen zur Einschätzung der
tatsächlichen Qualität durchgeführter UVP-
Verfahren, ein standardisierter Akteursfrage-
bogen zu den Kosten, zur Einschätzung der
Qualität sowie zu Einflussfaktoren auf UVP-
Verfahren getestet und explorative Befragun-
gen durchgeführt. Das entwickelte Eva-
luierungskonzept hat sich dabei grundsätz-
lich als geeignet erwiesen. Die ersten Unter-
suchungen der Standardfallstudien wurden
im November 2006 in Bremen aufgenommen
und sollen bis zum Frühjahr 2007 durchge-
führt werden. Deren Auswertung führt zu in-
haltlichen Schwerpunkten, die in den Vertie-
fungsfallstudien näher untersucht werden.
Ergänzt werden die Fallstudien durch Work-
shops mit UVP-Akteuren (Vorhabenträger,
Gutachter, Umweltverbände, Behördenver-
treter) sowie dem Forschungsbeirat des F+E-
Projekts. Auch das Ziel, möglichst genaue
Daten zur Grundgesamtheit der durchgeführ-
ten UVP-Verfahren in Deutschland zu erhe-
ben, wird innerhalb des Projekts weiter ver-
folgt. 
Unter Beachtung der nationalen wie europa-
rechtlichen UVP-spezifischen Vorgaben so-
wie der verwaltungs- und umweltrechtlichen
wie fachlichen Realitäten werden zum Ab-
schluss des Projekts Verbesserungsvorschlä-
ge erarbeitet, die die Anforderungen und An-
reizsituationen der Vorhabenträger und der
betroffenen Verwaltungseinrichtungen sowie
der betroffenen Schutzgüter des materiellen
Umweltrechts in den Blick nehmen. Die Er-
gebnisse der Studie sollen so einen wichtigen
Beitrag zur Diskussion über den effektiven
und effizienten Vollzug des Umweltrechts
und von Zulassungsverfahren mit UVP und
somit auch für die integrierte Vorhabenge-
nehmigung im künftigen UGB liefern. Eine
hohe Aktualität des Forschungsprojekts er-
gibt sich dabei aus den Plänen der Bundesre-
gierung, noch in dieser Legislaturperiode ein
– wenn auch noch nicht vollständiges – Um-
weltgesetzbuch zu verabschieden, das Rege-
lungen zur integrierten Vorhabengenehmi-
gung enthält, die mit den Regelungen zur
Umweltverträglichkeitsprüfung zu koordi-
nieren sind (vgl. etwa Lewinski 2006: 697).

Anmerkungen

1 Forschungsteam: Sonderforschungsgruppe Institu-
tionenalyse (sofia), Darmstadt: Prof. Dr. jur. Martin
Führ, Dipl.-Bau.-Ing. Jaqui Dopfer, Universität Kas-
sel: Prof. Dr.-Ing. Dr. jur. Andreas Mengel, Dipl.-Ing.
Simone Kellert, Ass. jur. Detlef Kober, Universität
Göttingen: Prof. Dr. rer. pol. Kilian Bizer, Dipl.-
Volksw., Dipl.-Hdl. Nils Bedke
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